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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ingrid Koppe und der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 12/777 — 


Polizeiliche Beobachtung 


Vorbemerkung 

Die Polizeiliche Beobachtung zielt darauf ab, in wichtigen Krimi- 
naht ätsbereichen Erkenntnisse über Reisebewegungen der aus- 
geschriebenen Person zu gewinnen. Zu diesem Zweck wird auf- 
grund einer Ausschreibung der Person im polizeilichen Informa- 
tionssystem (INPOL) das Antreffen der Person anläßlich einer poli- 
zeilichen Kontrolle festgehalten und der ausschreibenden Polizei- 
behörde zur Auswertung übermittelt. 

Die Erhebung von Daten über Reisebewegungen der ausgeschrie- 
benen Person erfolgt mithin eher zufällig. 


1. Wie viele Personen haben das Bundeskriminalamt und der Bundes- 
grenzschutz jeweils zum Stand 31. Mai 1991 zur polizeilichen Beob- 
achtung ausgeschrieben? 


Die in der Frage genannten Behörden hatten zum angegebenen 
Stichtag 142 Personen zur Polizeilichen Beobachtung ausge- 
schrieben: das Bundeskriminalamt 107, die Grenzschutzdirektion 
35 Personen. 


2. Wie viele Personen wurden hierbei jeweils wegen des Verdachts 

a) von (welchen?) Tatbeständen des Betäubungsmittelgesetzes, 

b) des Waffenhandels, 
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c) der Falschgeldherstellung oder -Verbreitung, 

d) jeweils der Mitgliedschaft, Werbung oder Unterstützung in bzw. 
für eine kriminelle Vereinigung, 

e) jeweils der Mitgliedschaft, Werbung oder Unterstützung in bzw. 
für eine terroristische Vereinigung, 

f) von Eigentumsdelikten, 

g) als Einschleuser, 

h) als gefährlicher Intensivtäter 

zur polizeilichen Beobachtung in die INPOL-Personenfahndungs- 
datei eingestellt? 


Aufgeschlüsselt nach Kriminalitätsbereichen ergibt sich folgendes Bild: 

BKA 

— illegaler Handel nach dem Betäubungsmittelgesetz 41 

— illegaler Waffenhandel 1 

— Falschgeldherstellung oder -Verbreitung 0 

— Mitgliedschaft, Werbung oder Unterstützung in oder für eine kriminelle 

Vereinigung 20 

— Mitgliedschaft, Werbung oder Unterstützung in oder für eine terroristische 

Vereinigung 37 

— Eigentumsdelikte 1 

— Einschleuser 0 

— gefährliche Intensivtäter 1 

— Sonstige 6 


GSDir 

0 

0 

0 

7 

0 

0 

28 

0 

0 


3. Wie lange wird die polizeiliche Beobachtung 

a) längstens, 

b) kürzestens, 

c) in der Regel 
aufrechterhalten? 


Die Laufzeit einer Ausschreibung im INPOL beträgt in der Regel 
ein Jahr, sofern die Anordnung der Staatsanwaltschaft vorhegt. Ist 
die Polizeiliche Beobachtung nicht durch einen Staatsanwalt 
angeordnet worden, ist nach sechs Monaten zu prüfen, ob die 
Voraussetzungen für die Weiterführung der Maßnahme noch vor- 
hegen. Die Festlegung einer kürzeren Laufzeit ist zulässig. Hier- 
von unberührt bleibt die Möglichkeit einer vorzeitigen Löschung 
im Rahmen der laufenden Sachbearbeitung. 

Nach Ablauf eines Jahres ist eine Verlängerung nur möghch, 
wenn die Ausschreibung erneut beantragt wird und zusätzhche 
Erkenntnisse vorhegen. 


4. Auf welcher gesetzlichen oder polizeidienstrechtlichen Grundlage 
erfolgt die Ausschreibung? 

Gesetzliche Grundlage für die Ausschreibung zur Polizeilichen 
Beobachtung im Rahmen eines Strafverfahrens sind §§ 161, 163 
StPO. Soweit die Grenzschutzdirektion aus präventiv-polizei- 
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liehen Gründen zur Polizeilichen Beobachtung ausschreibt, ist 
Rechtsgrundlage § 10 BGSG. 

Einzelheiten sind in der Polizeidienstvorschrift (PDV) 384.2 „Poli- 
zeiliche Beobachtung" und im Einführungserlaß des Bundesmini- 
sters des Innern vom 5. März 1980 geregelt. 


5. Aus welchen Erwägungen sieht die Bundesregierung diese Rege- 
lungen - gemessen an den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts 
im Volkszählungsurteil - zur Zeit noch als ausreichend und damit die 
Praxis der Ausschreibung noch als rechtmäßig an? 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß für die Polizeiliche 
Beobachtung schon aus Gründen der Rechtsklarheit und Rechts- 
sicherheit spezielle gesetzliche Grundlagen zu schaffen sind. 

Unabhängig von der Frage, inwieweit eine Notwendigkeit zur 
Schaffung spezieller gesetzlicher Regelungen aus dem Volkszäh- 
lungsurteil folgt, ist die Polizeiliche Beobachtung bis zum Inkraft- 
treten spezieller gesetzlicher Vorschriften jedenfalls nicht unzu- 
lässig. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in ständiger Rechtsprechung 
anerkannt, daß in Fällen einer gewandelten Verfassungsinterpre- 
tation eine Regelungslücke für eine Übergangszeit ausnahms- 
weise hinzunehmen ist, um dem Gesetzgeber Gelegenheit zu der 
erforderlichen Regelung zu geben (BVerfGE 41, 251, 266 f.; 58, 
257, 280 f. m.w.N.). Diese Rechtsprechung beruht auf der Erwä- 
gung, daß eine sonst eintretende Funktionsunfähigkeit staatlicher 
Einrichtungen der verfassungsmäßigen Ordnung noch ferner 
stünde als die vorübergehende Aufrechterhaltung des früheren 
Zustandes. 

Soweit diese Rechtsprechung hier relevant ist, ist nach Auffassung 
der Bundesregierung davon auszugehen, daß die Übergangszeit 
noch nicht abgelaufen ist. Die Regelung der Polizeilichen Beob- 
achtung steht im Zusammenhang mit der Schaffung spezieller ge- 
setzlicher Grundlagen für andere besondere Ermittlungsmetho- 
den. Angesichts der Bedeutung der Materie, der Komplexität und 
des Umfangs der erforderlichen Regelungen und der hierzu not- 
wendigen Vorarbeiten muß dem Gesetzgeber ein längerer Zeit- 
raum für eine Neuregelung zur Verfügung stehen. 


6. Welcher Konkretionsgrad eines Tatverdachts muß für eine Aus- 
schreibung vorliegen, und woraus kann sich dieser ergeben? 


Die Polizeiliche Beobachtung darf nach dem Einführungserlaß des 
Bundesministers des Innern für Zwecke der Strafverfolgung nur 
ängeordnet werden, wenn 

— Gegenstand des Verfahrens eine Straftat mit erheblichem 
Unrechtsgehalt ist 

und 
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— zureichende tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme recht- 
fertigen, daß die Maßnahme zur Aufklärung des Sachverhalts 
oder zur Ergreifung des Täters führen kann. 

Die Ausschreibung zur Polizeilichen Beobachtung durch die 
Grenzschutzdirektion aus präventiv-polizeilichen Gründen 
setzt voraus, daß aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte künftig 
die Begehung von Straftaten mit erheblicher Bedeutung zu 
erwarten ist. 


7. Ist hierfür ausreichend 

a) ein vorangegangenes einschlägiges Ermittlungsverfahren? 

b) auch wenn dieses mit einer Einstellung abgeschlossen wurde? 

c) auch wenn dieses mit Freispruch abgeschlossen wurde? 

d) eine vorangegangene einschlägige Verurteilung? 

Bezüglich der Ausschreibung der Polizeilichen Beobachtung im 
Rahmen eines Strafverfahrens wird auf die Antwort zu Frage 6 
Bezug genommen. 

Bei der Polizeilichen Beobachtung für Zwecke der Gefahrenab- 
wehr sind für die Prognose, ob eine Person auch künftig Straftaten 
von erheblicher Bedeutung begehen wird, unter anderem die von 
ihr bisher begangenen Straftaten zu berücksichtigen. Im übrigen 
reicht ein zurückhegendes Ermittlungsverfahren isoliert gesehen 
selbst dann nicht aus, wenn die Person verurteilt worden ist. 


8. Welche der in Nummer 7 erfragten Sachverhalte lagen jeweils wie 
vielen der zur Zeit von BKA bzw. BGS veranlaßten Ausschreibungen 
zugrunde? 


Die Voraussetzungen für die Ausschreibung zur Polizeilichen 
Beobachtung ergeben sich aus den Antworten zu den Fragen 6 
und 7. Eine Statistik im Sinne der Frage 8 wird nicht geführt, 
zumal es auf die in Frage 7 genannten Kriterien isoliert gesehen 
nicht ankommt. 


Druck: Thenee Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 13 63, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 , Telefax (02 28) 36 12 75 

ISSN 0722-8333 


